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Vorwort zur 3. Auflage

Sechs Jahre nach dem Erscheinen der 2. Auflage hat sich die ursprüngliche
Zustimmung zu den Neuen Steuerungsmodellen erheblich verändert. Das, was
von den Mitarbeitern in den Verwaltungen erhofft wurde, ist in der Regel nicht
eingetreten: Die Qualität der Führung hat sich nicht oder nur wenig verändert,
Mitarbeiter wurden mit den Errungenschaften des Modernen gequält, bis sie –
angesichts der Ergebnisse (besser: Nichtergebnisse) durchaus verständlich –
jegliche Lust an einer Modernisierung der Verwaltung verloren haben. Ver-
stärkt wurde die Desillusionierung durch das von Regierungen propagierte Ziel
des Bürokratieabbaus, das aber nicht nur nicht ansatzweise erreicht wurde, son-
dern angesichts der verstärkten Gesetzgebung und Regelungswut in das Gegen-
teil verkehrt wurde.

Hinzu kommt die Entwicklung der finanziellen und wirtschaftlichen Situa-
tion der Gemeinden seit den letzten 2–3 Jahren. Freiheiten, wie sie als Folge
der dezentralen Ressourcenverwaltung und –verantwortungen den Organisati-
onseinheiten versprochen worden waren, müssen angesichts der finanziell en-
gen Spielräume zurückgenommen werden. Das führt dazu, dass die schon im
Vorwort der letzten Auflage angedeutete Kritik an den „Neuen Steuerungsmo-
dellen“ sich verstetigt hat. Die schon vor 6 Jahren spöttisch als „größte Erfin-
dung seit Christi Geburt“ beschriebene „Neue Steuerung“ ist in den Augen des
Verfassers gescheitert. Noch immer sind die Grundbegriffe der Betriebswirt-
schaftslehre und der Kosten- und Leistungsrechnung nicht bei allen, die darü-
ber reden, im Wissens-, sondern eher im Vermutungsbereich. Nach wie vor be-
mühen sich zahlreiche Mitarbeiter in den deutschen Kommunalverwaltungen,
Produkte zu definieren, streiten darüber, ob eine bestimmte Aufgabe ein Pro-
dukt ist oder zu einem Produktbereich gehört, hören sich die unterschiedlichen
Meinungen von Unternehmensberatern an – und kommen dem Ziel, einen Bei-
trag zur Überwindung der Finanzkrise zu leisten, nur mühsam näher (oder auch
nicht). Ergebnis? Null.

Bei der Einführung der betriebswirtschaftlichen Instrumente wurde allge-
mein propagiert, dass die Einführung zunächst einmal koste, die Vorteile wür-
den erst später deutlich. „Später“ ist heute. Und wo sind die Vorteile? Vorteile
für die Mitarbeiter der Verwaltungen? Vorteile für die Räte und Kreistage? Vor-
teile für die Bürger?

Allein die Verwendung anderer (neuer) Begriffe für alte Tatsachen bringt die
Kommunen bei ihrem Ziel, wirtschaftlicher zu arbeiten, nicht näher. Wirt-
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schaftlich kann nur dann eine Aufgabe erfüllt werden, wenn der jeweilige Ver-
antwortliche über die Kosten und Leistungen seines Bereichs informiert ist.
Damit ist die Durchführung einer Kosten- und Leistungsrechnung der Dreh-
und Angelpunkt für wirtschaftliche Arbeitsweisen. Nur wer die Kosten seines
Kostenträgers (in der „Neuen Steuerungsphilosophie“ heißt er Produkt) kennt,
ist in der Lage, Schwachstellen, sprich: Unwirtschaftlichkeiten, zu erkennen
und zu beseitigen. Nur dann ist es sinnvoll, ihm ein fest umrissenes Budget zur
Verfügung zu stellen, das zur Leistungserstellung realistisch ist.

Und nur dann ist es auch sinnvoll, einen so genannten „Politischen Haushalt“
aufzustellen, der allerdings nicht weniger oder mehr „politisch“ ist als der
Haushalt nach haushaltsrechtlichen Vorschriften, aber aufgrund der Kompri-
miertheit der Informationen die Gemeindevertretungen zwingt, sich bei der
Etatberatung auf wesentliche politische Sachverhalte zu beschränken. Dass da-
bei der Hauptverwaltungsbeamte gemeinsam mit dem Kämmerer bei der Auf-
stellung des „Politischen Haushalts“ festlegt, was „wesentliche politische
Sachverhalte“ sind, berührt stark das Demokratiegebot des Grundgesetzes.
Und wenn den Politikern keine aussagekräftige Kosten- und Leistungsrech-
nung vorgelegt wird, kann man sich von einer Errungenschaft der Französi-
schen Revolution gänzlich verabschieden. Eine Finanzkontrolle der Verwal-
tung durch gewählte Bürgervertreter findet dann nicht mehr statt.

Wenn sich dieses Buch vehement für die Einführung und Durchführung der
Kosten- und Leistungsrechnung ausspricht, ist dies gleichzeitig ein Plädoyer
für eine Stärkung der Demokratie auf kommunaler Ebene. Gleichzeitig wird
herausgestellt, dass unabhängig von den Zielen der neuen Steuerung die Kos-
ten- und Leistungsrechnung den absoluten Vorrang genießt.

Ratsmitglieder erwarten von der „Neuen Steuerung“ oftmals eine Verbesse-
rung des Berichtswesens, aktuellere Zahlen als bisher, besseren Überblick über
Verwaltungsabläufe. Abgesehen davon, welchen Umfang und welche Qualität
ein derartiges Berichtswesen haben soll, ist die Frage zu beantworten, woher
die Daten und Informationen kommen sollen. Auch hier ist die Antwort relativ
einfach: Ohne aussagefähige Kosten- und Leistungsrechnung ist es fast un-
möglich, die Erwartungshaltung von Ratsmitgliedern zu erfüllen.

Im Jahr 2005 wird nach bestehender Beschlusslage in vielen Bundesländern
das NKF, das Neue Kommunale Finanzwesen, eingeführt werden. Bereits jetzt
lässt sich absehen, dass in das neue Recht Hinweise auf Regelungen zur Kos-
ten- und Leistungsrechnung aufgenommen werden. Soweit möglich, wurde auf
das Kommende hingewiesen.

Meerbusch, im Juli 2004 Der Verfasser
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Kostenrechnung. Wirtschaftlichkeitssteuerung. Eigentlich nichts Neues. Ein
Thema, dass seit Jahren durch die Kommunalverwaltungen „geistert“. Jeder
weiß, dass sie notwendig sind und wie notwendig sie sind. Jeder diskutiert auch
darüber und fordert sowohl die Einführung der Kostenrechnung in den Regie-
betrieben der Kommunalverwaltungen als auch die Einführung von Methoden
der Wirtschaftlichkeitssteuerung bei der Bewirtschaftung öffentlicher Gelder,
also bei Gebühren und Steuern.

Bekannt sind die Probleme und an den Versprechungen, dass die Probleme
gelöst werden müssen, fehlt es nicht. Dafür fehlt es aber an der Umsetzung der
Absichten.

Meistens wird über Wirtschaftlichkeitsfragen dann nachgedacht, wenn die fi-
nanziellen Spielräume mehr als eng sind. Hat sich die Lage entspannt, ist man
vielleicht „noch einmal davongekommen“, werden solche Diskussionsansätze
und erst recht Maßnahmen zur Wirtschaftlichkeitssteuerung als Hemmnisse für
den Fortschritt abgelehnt. Dies zeigt jedenfalls die Erfahrung der vergangenen
Jahrzehnte.

Dabei lässt sich aus der Vergangenheit ohne weiteres lernen. Der nachfol-
gende Text stammt aus dem Jahr 1985; er ist auch für das Jahr 1995 aktuell, ins-
besondere was die Feststellung im letzten Absatz betrifft.

„Durch die allgemeine wirtschaftliche Situation in der Bundesrepublik
Deutschland gerieten auch die Gemeinden in starke Finanznöte. Seit 1982 be-
treiben die Gemeinden eine Konsolidierungspolitik, die in den Jahren 1982 und
1983 zu einer Stagnation der Ausgaben und im Jahr 1984 zu einer Begrenzung
der Ausgabensteigerung auf 2,2 % führte. Die Einnahmen sind dagegen im
Jahre 1984 um 3 % gestiegen.

Folge des Konsolidierungskurses war eine Zurücknahme der kommunalen
Bauinvestition, die zuletzt 1963 real niedriger waren als 1984, nachdem schon
in den Jahren 1982 und 1983 die Investitionen der Gemeinden von 43.119,9
Mill. DM in 1981 um 12,7 % auf 37.643,6 Mill. DM (1982) und um weitere
8 % auf 34.617,0 Mill. DM (1983) zurückgegangen sind.

Daraus ergibt sich für die Gemeinden der Zwang, die konsumtiven Ausgaben
noch stärker als bisher einzugrenzen. Hierzu sind aber Aufgaben- und Ausga-
benanalysen erforderlich, die mit dem Instrumentarium der Verwaltungen nicht
durchführbar sind.“
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Zurzeit findet auf vielen Ebenen ein Umdenken statt. Neue Steuerungsmo-
delle in Kommunalverwaltungen, Delegation von Entscheidungsbefugnissen
nach unten, Budgetierung, Controlling – Begriffe, die helfen sollen, Wege aus
der Krise zu finden. Solange allerdings diese Begriffe nicht mit Inhalten gefüllt
sind, solange betriebswirtschaftliche Strukturen in den Kommunalverwaltun-
gen nur ein Schattendasein führen, reicht die alleinige Verwendung von
Schlagworten nicht aus, um Wege aus der Krise zu finden. Stattdessen muss ge-
meinsam mit den Mitarbeitern in den Kommunalverwaltungen versucht wer-
den, mit Hilfe von Standardverfahren aus der Betriebswirtschaftslehre die
Wirtschaftlichkeit der Aufgabenerfüllung sicherzustellen. Voraussetzung hier-
für ist, daß die Kommunen ihre Leistung und die hierfür entstandenen Kosten
kennen.

Dieses Buch verknüpft Elemente der Betriebswirtschaftslehre mit prakti-
schen Arbeitsanleitungen zur Durchleuchtung des betrieblichen Geschehens in
Kommunalverwaltungen. Es ist zu wünschen, dass möglichst viele Kommunen
die zahlreichen Beispiele als erste Schritte zur Wirtschaftlichkeitssteuerung
übernehmen und für ihre Belange weiterentwickeln.

Meerbusch, im Januar 1995 Der Verfasser
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